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Titel:

Entziehung der Fahrerlaubnis wegen Nichtbeibringung eines Fahreignungsgutachtens 
(Drogenkonsum) - einstweiliger Rechtsschutz

Normenketten:
VwGO § 80 Abs. 5
StVG § 2 Abs. 8, § 3 Abs. 1
FeV § 11 Abs. 6, Abs. 8, § 14 Abs. 2 Nr. 2, § 46 Abs. 1, Abs. 3
FeV Anl. 4 Nr. 9.1

Leitsätze:
1. Die Ausgangs- und Widerspruchsbehörde ist bei Betäubungsmittelkonsum mit Ablauf der sog. 
„verfahrensrechtlichen Einjahresfrist“, also einer einjährigen Betäubungsmittelabstinenz, daran gehindert, 
ohne weitere Überprüfung von einer feststehenden (fortbestehenden) Ungeeignetheit des Betroffenen 
aufgrund Betäubungsmittelkonsums auszugehen. Dann ist zwingend die Beibringung eines medizinisch-
psychologischen Gutachtens anzuordnen, wenn aufgeklärt werden soll, ob ein Betroffener - ohne abhängig 
zu sein - weiterhin Betäubungsmittel im Sinne des Betäubungsmittelgesetzes konsumiert (vgl. etwa VGH 
München BeckRS 2021, 41398 Rn.15, Rn. 20-23 mwN). (Rn. 39) (redaktioneller Leitsatz)
2. Dient die Vorlage eines Fahreignungsgutachtens der Klärung der Frage, ob der Fahrerlaubnisinhaber 
seine Fahreignung verloren hat, ist die Beibringungsfrist nach der Zeitspanne zu bemessen, die von einer 
amtlich anerkannten Begutachtungsstelle für Fahreignung zur Erstattung des Gutachtens voraussichtlich 
benötigt wird. Den Eignungszweifeln ist in diesem Fall so zeitnah wie möglich nachzugehen, da insofern die 
Abwendung möglicher erheblicher Gefahren für andere Verkehrsteilnehmer in Frage steht. Grundsätzlich 
reicht hierfür eine Frist von zwei Monaten aus (vgl. VGH München BeckRS 2020, 32705 Rn. 30 mwN). (Rn. 
37) (redaktioneller Leitsatz)
3. Aus einem stationären Aufenthalt zur  Langzeitentwöhnungsbehandlung ergeben sich grundsätzlich keine 
Hinderungsgründe, ein gefordertes Gutachten innerhalb der von der Behörde gewährten und auch 
angemessenen Frist vorzulegen, es sei denn, aus den vorgelegten Unterlagen geht hervor, dass der 
Betroffene im Rahmen des stationären Aufenthaltes dergestalt an die Klinik gebunden war, dass seine 
ununterbrochene Präsenz vor Ort zwingend notwendig und somit ein kurzfristiges Aufsuchen der 
Begutachtungsstelle völlig unmöglich gewesen wäre.   (Rn. 43) (redaktioneller Leitsatz)

Schlagworte:
„verfahrensrechtliche Einjahresfrist“, medizinisch-psychologisches Gutachten, Beibringungsfrist, Zwei-
Monats-Frist, stationäre Langzeitentwöhnungsbehandlung, Fristverlängerung, Hinderungsgründe für 
fristgemäße Gutachtensvorlage, ununterbrochene Klinik-Präsenz

Rechtsmittelinstanz:
VGH München, Beschluss vom 05.05.2022 – 11 CS 22.927

Fundstelle:
BeckRS 2022, 10620

 

Tenor

I. Der Antrag wird abgelehnt.

II. Die Antragstellerin trägt die Kosten des Verfahrens.

III. Der Streitwert wird auf 2.500,00 EUR festgesetzt.

Tatbestand

I. 



1
Die Antragstellerin wendet sich im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes gegen die Entziehung ihrer 
Fahrerlaubnis durch die Stadt L. (Antragsgegnerin).

2
Die am … 1991 geborene Antragstellerin war zuletzt Inhaberin einer Fahrerlaubnis der Klassen AM, B und 
L. Am 5. Juni 2019 hatte sie einen Antrag auf Erweiterung der Fahrerlaubnis um die Klasse A bei der 
Antragsgegnerin gestellt.

3
Mit Schreiben vom 16. Februar 2021 übersandte die Staatsanwaltschaft L. an die Antragsgegnerin 
Unterlagen aus einem Ermittlungsverfahren gegen die Antragstellerin wegen Besitz von Betäubungsmitteln 
in nicht geringer Menge (502 Js 11017/20). Mit versandt wurde auch ein Urteil des Amtsgerichts - 
Schöffengericht - L. in dieser Strafsache, in dem die Antragsgegnerin des unerlaubten Besitzes von 
Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge schuldig gesprochen und zu einer Freiheitsstrafe von einem 
Jahr und einem Monat verurteilt wurde, die zur Bewährung ausgesetzt wurde. In den tatsächlichen 
Feststellungen des Urteils wird unter anderem festgehalten, dass die Antragsgegnerin im Zeitraum 
zwischen dem 1. Oktober 2018 und dem 14. Mai 2020 bewusst und gewollt sowie zeitgleich mindestens 
200 g Amphetamin, 18 Ecstasy-Tabletten, insgesamt 6,6 g sowie eine Konsumeinheit Marihuana und 
insgesamt 0,37 g Haschisch im Wissen um die nicht vorhandene Erlaubnis für den Umgang mit 
Betäubungsmitteln aufbewahrt haben soll. Im zugehörigen Bewährungs-Beschluss wurde die 
Antragsgegnerin angewiesen, die von ihr bereits begonnene stationäre Drogentherapie fortzusetzen und 
nicht ohne Zustimmung des Therapeuten und des Bewährungshelfers zu beenden sowie sich während des 
Laufes der Bewährungszeit jeden Konsums von und Umgangs mit Betäubungsmitteln, synthetischen 
Cannabinoiden und Kräutermischungen sowie Alkohol zu enthalten und sich für die Dauer von einem Jahr 
nach Rechtskraft des Urteils nach näherer Weisung des Bewährungshelfers mindestens einmal, höchstens 
viermal im Quartal Urin-, Haar- und Blutproben beim örtlich zuständigen Gesundheitsamt auf eigene Kosten 
abnehmen zu lassen. Abstinenznachweise im Rahmen der stationären Therapie würden insoweit 
anerkannt. Nach dem Protokoll über die dem Urteil vorausgehende Sitzung vor dem Amtsgericht - 
Schöffengericht - L. habe die Antragsgegnerin in der Sitzung erklärt, dass sie seit ca. 2007 oder 2008 ein 
Drogenproblem habe. Sie konsumiere seit ca. 2016 Amphetamin. Der begonnene Entzug sei schon sehr 
schwierig gewesen. Bis jetzt funktioniere es jedoch und die stationäre Therapie dauere 26 Wochen.

4
Ebenfalls mit versandt wurde ein toxikologisches Gutachten des kriminaltechnischen Instituts des 
bayerischen Landeskriminalamts vom 10. Dezember 2020 über eine der Antragstellerin am 14. Mai 2020 
entnommene Haarprobe. Darin wird angegeben, dass die untersuchte Haarprobe ca. 41 cm lang gewesen, 
jedoch nur auf einer Länge von 9 cm ab dem Haaransatz untersucht worden sei. Sodann wurde 
festgehalten, dass die Untersuchung ergeben habe, dass die Antragstellerin Amphetamin oder ein 
Medikament, das diesen Wirkstoff enthalte bzw. im Körper als Stoffwechselprodukt bilde sowie zusätzlich 
MDMA, Ketamin, Oxycodon und Opipramol aufgenommen habe. Die in der vorliegenden Probe 
nachgewiesenen WirkstoffKonzentrationen ließen erfahrungsgemäß auf kleinere Aufnahmemengen von 
Amphetamin bzw. eines entsprechenden Medikaments schließen, außerdem auf kleine Aufnahmemengen 
von MDMA, charakteristisch für einen schwach ausgeprägten Konsum, tendenziell am Anfang des 
Untersuchungszeitraum (zeitnah). Auch eine zumindest einmalige Aufnahme von Ketamin deuteten die 
Ergebnisse an. Der Waschextrakt der Haarprobe habe jedoch erhöhte Konzentrationen von Amphetamin, 
MDMA und Ketamin aufgewiesen. Daher könne zumindest eine eindeutige Aussage über das tatsächliche 
Konsumverhalten der Antragstellerin nicht getroffen werden. Die Untersuchungsergebnisse korrelierten mit 
einem Zeitintervall von etwa 6-15 Monaten, zurückgerechnet von Ende April 2020/Anfang Mai 2020, da ca. 
5 mm der Haare als Stoppeln an der Hautoberfläche verblieben seien.

5
Mit Schreiben vom 22. Juli 2021 forderte die Antragsgegnerin die Antragstellerin dazu auf, bis spätestens 
30. September 2021 ein medizinisch-psychologisches Gutachten einer amtlich anerkannten 
Begutachtungsstelle für Fahreignung über ihre Eignung zum Führen von Kraftfahrzeugen der Klassen AM, 
A1, A2, A, B und L beizubringen, wobei auf § 14 Abs. 2 Nr. 2 FeV i.V.m. Ziffer 9.1 der Anlage 4 zur FeV 
verwiesen wurde, zu folgender Fragestellung:



„Kann Frau W. trotz der Hinweise auf Drogenmissbrauch ein Kraftfahrzeug der Gruppe 1 (Fahrerlaubnis-
Klassen AM, A1, A2, A, B, L) sicher führen? Ist insbesondere nicht zu erwarten, dass Frau W. ein 
Kraftfahrzeug unter dem Einfluss von Betäubungsmitteln oder anderen psychoaktiven Stoffen oder deren 
Nachwirkungen führen wird?"

6
Dabei wurde auf die erhaltenen Ermittlungsunterlagen Bezug genommen und dargestellt, dass aufgrund 
dieser Tatsachenlage Zweifel an der Fahreignung im Hinblick auf den Konsum von harten Drogen, hier 
unter anderem Amphetamin und MDMA, vorlägen. Da die wegen Betäubungsmittelkonsums verloren 
gegangene Fahreignung in der Regel nach einjähriger, nachgewiesener Abstinenz wieder erlangt werden 
könne, bestehe hier aufgrund des letztmalig nachgewiesenen Konsums im Mai 2020 die Möglichkeit, dass 
die Fahreignung zwischenzeitlich wieder erlangt worden sei. Daher stelle die Maßnahme ein geeignetes 
und unter Berücksichtigung der Sicherheitsinteressen und der vorliegenden Eignungsbedenken auch 
erforderliches Mittel dar, um die Fahreignung beurteilen zu können. Die Gutachtensanforderung enthielt 
einen Hinweis darauf, dass die Kosten der Begutachtung von der Antragsgegnerin zu tragen seien. Zudem 
wurde auf die Rechtsfolge des §§ 11 Abs. 8 FeV hingewiesen.

7
Am 28. Juli 2021 gab die Antragstellerin eine Einverständniserklärung zur Begutachtung bei der TÜV S. L2. 
Service GmbH - Medizinisch Psychologisches Institut in L. ab, welche mit Schreiben der Antragsgegnerin 
vom 3. August 2021 um Durchführung der Begutachtung gebeten wurde.

8
Mit E-Mail vom 30. August 2021 teilte die Antragstellerin mit, dass die Begutachtungsstelle sich erst jetzt bei 
ihr gemeldet habe und die abschließende Fertigstellung des Gutachtens wohl nicht mehr fristgemäß zu 
bewerkstelligen sei. Mit E-Mail vom 31. August 2021 erklärte die Antragsgegnerin darauf, dass eine 
mögliche Fristverlängerung gewährt werden könne, wenn bspw. vor dem 30. September 2021 ein 
Begutachtungstermin wahrgenommen worden sei und die Erstellung des Gutachtens voraussichtlich dann 
noch drei bis vier Wochen Zeit in Anspruch nehmen werde.

9
Mit Schreiben vom 23. September 2021 zeigte der Bevollmächtigte des Antragstellerin deren Vertretung bei 
der Antragsgegnerin an und erklärte, dass die Antragstellerin zu keinem Zeitpunkt ein Kraftfahrzeug unter 
dem Einfluss von Betäubungsmitteln geführt habe. Zudem nehme sie seit dem 19. Juni 2020 an einem 
Drogen-Abstinenz-Kontrollprogramm mit unangekündigten Drogentests beim TÜV teil. Die Tests würden 
auch weiterhin durchgeführt. Allerdings befinde sich die Antragstellerin derzeit in einer stationär 
durchgeführten Reha-Maßnahme, die sie am 12. Mai 2021 angetreten habe und die noch bis zum 10. 
November 2021 andauere. Sie könne glaubhaft machen, dass sie mit Drogen nichts mehr zu tun habe und 
eine Abstinenz über einen Zeitraum von eineinhalb Jahren nachweisen. Die Sicherheit des Straßenverkehrs 
könne auch durch die Vorlage weiterer Labortests gewährleistet werden. Die Notwendigkeit eines 
Gutachtens werde in Frage gestellt und jedenfalls um Fristverlängerung zur Vorlage des Gutachtens bis 
zum 31. Dezember 2021 gebeten. Diese sei aufgrund der notwendigen Reha-Maßnahme gerechtfertigt. 
Entsprechende Nachweise über die Teilnahme am Abstinenz-Programm sowie Ergebnisse der 
durchgeführten Tests wurden mit eingereicht.

10
Mit Schreiben vom 27. September 2021 erklärte die Antragsgegnerin, dass es aus ihrer Sicht zwingend der 
Erstellung eines Gutachtens bedürfe und die Gewährung einer Fristverlängerung aufgrund der bereits 
ausreichenden und angemessenen Frist nicht möglich sei. Die Nachweise über einen Drogenverzicht 
spielten bei der Entscheidung, welche Maßnahmen von der Behörde ergriffen werden, keine wesentliche 
Rolle. Die vorgelegten Abstinenznachweise dienten lediglich der Ergebnisfindung im Rahmen der 
Begutachtung.

11
Mit Schreiben vom 30. September 2021 sandte die TÜV S. L2. Service GmbH die Unterlagen an die 
Antragsgegnerin zurück.

12



Mit Schreiben vom 29. September 2021 wies der Bevollmächtigte der Antragstellerin nochmals auf die 
stationäre Reha-Maßnahme hin und erklärte, dass bei der Festsetzung von Fristen auf derartige 
Gegebenheiten des Einzelfalles Rücksicht zu nehmen sei.

13
Mit Schreiben vom 4. Oktober 2021 erklärte die Antragsgegnerin, dass eine Einzelfallbetrachtung 
stattgefunden habe und der Krankenhausaufenthalt der Antragstellerin keinen Grund darstelle, eine längere 
Frist zur Gutachtensbeibringung einzuräumen. Auch während eines stationären Krankenhausaufenthaltes 
sei die Antragstellerin in der Lage, einen Begutachtungstermin wahrzunehmen.

14
Mit Schreiben vom 14. Oktober 2021, dem Bevollmächtigten der Antragstellerin zugestellt am 18. Oktober 
2021, hörte die Antragsgegnerin die Antragstellerin zum beabsichtigten Fahrerlaubnisentzug an.

15
Mit Bescheid vom 27. Oktober 2021, dem Bevollmächtigten der Antragstellerin zugestellt am 29. Oktober 
2021, entzog die Antragsgegnerin der Antragstellerin die Fahrerlaubnis aller Klassen (Ziffer 1). Die 
Antragstellerin wurde verpflichtet, ihren Führerschein innerhalb von sieben Tagen nach Zustellung des 
Bescheids bei der Antragsgegnerin abzugeben (Ziffer 2). In Ziffer 3 wurde der am 5. Juni 2019 gestellte 
Antrag auf Erweiterung der Fahrerlaubnis um die Klasse A abgelehnt. In Ziffer 4 wurde die sofortige 
Vollziehung der Ziffern 1 und 2 des Bescheids angeordnet. In Ziffer 5 wurde für den Fall, dass die 
Verpflichtung aus Ziffer 2 des Bescheids nicht erfüllt werde, ein Zwangsgeld in Höhe von 250,00 EUR 
angedroht. Zur Begründung wurde im Wesentlichen ausgeführt, dass bei der Antragstellerin zwar der 
Nachweis des Konsums harter Drogen geführt worden sei. Jedoch sei seit dem Zeitpunkt des letzten 
nachgewiesenen Konsums mehr als ein Jahr vergangen, weswegen nicht mehr automatisch auf die nicht 
vorhandene Fahreignung geschlossen werden könne. Es sei daher die Beibringung eines medizinisch-
psychologischen Gutachtens angeordnet worden. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit sei dabei gewahrt 
worden. Da das geforderte Gutachten nicht vorgelegt worden sei, sei gem. § 11 Abs. 8 FeV auf die 
Fahrungeeignetheit der Antragstellerin geschlossen worden.

16
Am 3. November 2021 gab die Antragstellerin ihren Führerschein bei der Antragsgegnerin ab.

17
Mit am 3. November 2021 beim Verwaltungsgericht Regensburg eingegangenen Schriftsätzen ihres 
Bevollmächtigten hat die Antragstellerin Klage gegen den Bescheid vom 27. Oktober 2021 erheben und um 
einstweiligen Rechtsschutz nachsuchen lassen. Zur Begründung wird im Wesentlichen ausgeführt, dass der 
Entziehungsbescheid vom 27. Oktober 2021 rechtswidrig sei, da zum Zeitpunkt des Bescheidserlasses 
keine Fahrungeeignetheit der Antragstellerin mehr angenommen hätte werden dürfen. Zum einen sei die 
sog. „verfahrensrechtloche Einjahresfrist“ im Zeitpunkt des Bescheidserlasses bereits abgelaufen gewesen, 
weswegen nicht mehr automatisch auf Fahrungeeignetheit geschlossen habe werden dürfen. Zum anderen 
sei der Bescheid auch nicht deshalb rechtmäßig, weil die Klägerin noch kein medizinisch-psychologisches 
Gutachten vorgelegt habe. Die Klägerin könne ihre Drogenabstinenz seit mehr als einem Jahr durch 
entsprechende Urin- und Haaruntersuchungen nachweisen. Im Falle der Fahrerlaubnisentziehung sei es 
Sache der Fahrerlaubnisbehörde, die Tatsachen, die zur Ungeeignetheit des Fahrerlaubnisinhabers führen, 
darzulegen und gegebenenfalls nachzuweisen und dabei auch die gegen die Ungeeignetheit sprechenden 
Umstände ausreichend zu würdigen. Behaupte ein Fahrerlaubnisinhaber, wie hier, vor Erlass des 
Entziehungsbescheides glaubhaft und nachvollziehbar eine mindestens einjährige Drogenabstinenz, so sei 
die Fahrerlaubnisbehörde verpflichtet, weitere Aufklärungsmaßnahmen durchzuführen. Die Sicherheit im 
Straßenverkehr könne bereits insoweit gewährleistet werden, als die Klägerin durch unregelmäßige 
Kontrollen und Untersuchungen ihre Drogenabstinenz nachweisen müsse und durch weitere 
unangemeldete Kontrollen überwacht werde. Zudem könne der Beklagten gegenüber durch Vorlage von 
Laborberichten, Berichten ihrer Therapieeinrichtung etc. die Drogenabstinenz nachgewiesen werden. Die 
Antragstellerin habe beim TÜV Süd im Zeitraum vom 19. Juni 2020 bis zum 18. Juni 2021 an einem 
Drogenabstinenz-Kontrollprogramm teilgenommen. Es habe sich zu keinem Zeitpunkt ein Hinweis auf 
Drogenkonsum ergeben. Die Untersuchungsberichte vom 29. Juli 2020, vom 9. September 2020, vom 13. 
Oktober 2020, vom 1. März 2021, vom 15. März 2021 sowie vom 16. Juni 2021 seien allesamt negativ 
gewesen. Es sei in diesem Rahmen von der Fachstelle folgende Empfehlung ausgesprochen worden: „ein 



Jahr Screening nach Therapieende - dann MPU (nach Rücksprache) - vor MPU: Check-up-Beratung bei 
Frau Dr. H. (Probebegutachtung), Haaranalyse sechs Monate nach Urinscreeningende damit lückenloser 
Nachweis der Drogenfreiheit“. Seit dem 12. Mai 2021 befinde sich die Klägerin stationär in der 
Therapieeinrichtung „Prop Therapiezentrum A.“ und unterziehe sich einer 
Drogenlangzeitentwöhnungsbehandlung. Die Therapiedauer betrage konzeptgemäß sechs Monate und 
dauere insoweit bis zum 10. November 2021. Dortige Urinscreenings und anderweitige Drogenkontrollen 
seien unauffällig gewesen bzw. hätten keine Drogensubstanzen nachgewiesen. Alkohol oder andere 
psychoaktive Stoffe seien nicht eingenommen worden. Eine Störung der Persönlichkeit oder ein 
Kontrollverlust lägen nicht vor. Gemäß der Stellungnahme der Therapieeinrichtung vom 29. September 
2021 sei die Antragstellerin durchgängig therapiemotiviert und abstinenzorientiert, alle in unregelmäßigen 
Abständen durchgeführten Kontrollen auf Alkohol und illegale Drogen seien ohne Befund. Die Einsichts- 
und Introspektionsfähigkeit der Antragstellerin sei sehr gut ausgeprägt. Sie habe die Rolle als 
Gruppensprecherin und trage wesentlich dazu bei, dass ihr Therapieumfeld ein substanzfreier 
Schutzrahmen bleibe. Hinzu komme, dass die Antragstellerin bei der Caritas L. seit dem 30. Mai 2020 an 
Beratungsgesprächen bis zum Antritt der stationären Therapie teilgenommen habe. Es sei in diesem 
Zusammenhang mehrmals um Fristverlängerung zur Vorlage des Gutachtens ersucht worden. Es sei nicht 
nachvollziehbar, warum die Antragsgegnerin aufgrund der dargestellten Situation nicht bis zum 31. 
Dezember 2021 habe zuwarten können bzw. in Rücksprache mit der Begutachtungsstelle unmittelbar nach 
der Therapie einen Begutachtungstermin vereinbaren habe können. Am 27. Oktober 2021 habe die 
Antragsgegnerin somit rechtswidrig die Fahrerlaubnis entzogen, dies kurz bevor die Antragstellerin ihre 
Therapie am 10. November 2021 erfolgreich abgeschlossen habe und somit nachweisen habe können, 
dass sie nun 17 Monate drogenabstinent sei und alles tue, um dies auch zu bleiben und dies auch 
nachweisen könne. Zudem sei die Begründung der sofortigen Vollziehbarkeit nicht ordnungsgemäß erfolgt.

18
Die Antragstellerin beantragt,

die aufschiebende Wirkung der Anfechtungsklage gegen die Verfügungen der Antragsgegnerin in den Ziffer 
1 und 2 des Bescheids vom 27. Oktober 2021 wieder herzustellen.

19
Die Antragsgegnerin beantragt,

den Antrag abzulehnen.

20
Zur Begründung wird im Wesentlichen ausgeführt, dass zu Recht gemäß § 11 Abs. 8 FeV auf die 
Fahrungeeignetheit geschlossen worden sei, da die von der Behörde gesetzte Frist zur Vorlage des 
Gutachtens am 30. September 2021 ohne Vorlage des Gutachtens abgelaufen sei. Die Frist sei 
angemessen und ausreichend gewesen. Im Übrigen wird auf die Begründung des Bescheids Bezug 
genommen.

21
Für weitere Einzelheiten wird auf die Gerichts- und die beigezogenen Behördenakten Bezug genommen.

Gründe

II. 

22
Der zulässige Antrag ist unbegründet.

23
1. Der Antrag ist zulässig.

24
Nach § 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO haben Widerspruch und Anfechtungsklage aufschiebende Wirkung. Gemäß 
§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 3 und 4 VwGO entfällt die aufschiebende Wirkung, soweit dies durch Bundesgesetz 
oder Landesgesetz vorgeschrieben ist, oder soweit die sofortige Vollziehung durch die den Verwaltungsakt 
erlassende Behörde besonders angeordnet wird. Hinsichtlich der Ziffer 1 und 2 des Bescheids hat die 
erlassende Behörde die sofortige Vollziehung angeordnet (Ziffer 3). Nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann 



das Gericht der Hauptsache in den Fällen der behördlichen Anordnung der sofortigen Vollziehung gemäß 
§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise wiederherstellen. Nach § 80 
Abs. 5 Satz 3 VwGO kann das Gericht bei einem bereits vollzogenen Verwaltungsakt die Aufhebung der 
Vollziehung anordnen. In diesem Sinne ist der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
der Klage auszulegen.

25
2. Der Antrag bleibt jedoch ohne Erfolg.

26
Im Verfahren nach § 80 Abs. 5 VwGO prüft das Gericht, ob die formellen Voraussetzungen für die 
Anordnung der sofortigen Vollziehung gegeben sind. Im Übrigen trifft es eine eigene 
Abwägungsentscheidung anhand der in § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO normierten Kriterien. Hierbei ist das 
öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung gegen das Interesse des Antragstellers an der 
aufschiebenden Wirkung seines Rechtsbehelfs abzuwägen. Bei dieser Abwägung sind die 
Erfolgsaussichten in der Hauptsache dann von maßgeblicher Bedeutung, wenn nach summarischer Prüfung 
von der offensichtlichen Rechtmäßigkeit oder Rechtswidrigkeit des streitgegenständlichen Verwaltungsakts 
und der Rechtsverletzung des Antragstellers auszugehen ist. Jedenfalls hat das Gericht die 
Erfolgsaussichten des Rechtsbehelfs bei seiner Entscheidung mit zu berücksichtigen, soweit diese sich 
bereits übersehen lassen. Sind diese im Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung vollkommen offen, ist 
eine reine Interessenabwägung vorzunehmen.

27
a) An der formellen Rechtmäßigkeit der Anordnung des Sofortvollzugs der Ziffern 1 und 2 des Bescheids 
vom 21. Oktober 2021 bestehen keine Zweifel. Insbesondere hat das LRA die Anordnung der sofortigen 
Vollziehung in ausreichender Weise gemäß § 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO begründet.

28
Gemäß § 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO ist in den Fällen, in denen die Behörde nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 
VwGO den Sofortvollzug anordnet, das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung schriftlich zu 
begründen. Die Begründung darf nicht lediglich formelhaft sein, sondern muss die wesentlichen 
tatsächlichen und rechtlichen Erwägungen darlegen, die die Annahme eines besonderen öffentlichen 
Vollzugsinteresses tragen. Dabei sind an den Inhalt der Begründung keine zu hohen Anforderungen zu 
stellen. Für bestimmte Arten behördlicher Anordnungen ist nämlich das Erlassinteresse mit dem 
Vollzugsinteresse identisch (vgl. z. B. Hoppe in Eyermann, VwGO, 15. Aufl. 2019, § 80 Rn. 46, 55). § 80 
Abs. 3 Satz 1 VwGO verpflichtet die Behörde daher in solchen Fällen nicht, eine Begründung zu geben, die 
ausschließlich auf den konkreten Einzelfall zutrifft. Gerade dann, wenn immer wiederkehrenden 
Sachverhaltsgestaltungen eine typische Interessenlage zugrunde liegt, kann sich die Behörde zur 
Rechtfertigung der Anordnung der sofortigen Vollziehung vielmehr darauf beschränken, die für diese 
Fallgruppen typische Interessenlage aufzuzeigen und deutlich zu machen, dass diese Interessenlage auch 
im konkreten Fall vorliegt.
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Das kommt insbesondere im Bereich des Sicherheitsrechts in Betracht, zu dem auch das 
Fahrerlaubnisrecht gehört (vgl. BayVGH, B. v. 8.9.2015 - CS 15.1634 - juris Rn. 6).
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Die Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung in den Ziffern 1 und 2 des Bescheids vom 21. 
Oktober 2021 wird diesen Anforderungen gerecht. Die Behörde begründet die Anordnung der sofortigen 
Vollziehung damit, dass bei der Antragstellerin im Mai 2020 der Konsum von Amphetamin nachgewiesen 
worden sei. Sie habe selbst geäußert, dass sie seit mehreren Jahren ein Drogenproblem habe und seit dem 
Jahr 2016 Amphetamin konsumiere. Die insoweit bestehenden Bedenken gegen ihre Fahreignung habe die 
Antragstellerin nicht durch ein gefordertes medizinisch-psychologisches Gutachten ausgeräumt. Um einer 
Fahrt unter Drogeneinfluss entgegenzuwirken, sei die Anordnung der sofortigen Vollziehung angezeigt 
gewesen. Das Recht der Antragstellerin auf Mobilität habe insoweit hinter dem Recht der Allgemeinheit auf 
Sicherheit im Straßenverkehr zurückzutreten. Die sofortige Vollziehung der Ziffer 2 des Bescheids sei 
deswegen geboten gewesen, um bei Nichtbeachtung der Verpflichtung aus Ziffer 2 Zwangsmittel anordnen 
zu können. Im gerichtlichen Verfahren erfolgt im Übrigen keine materielle Überprüfung der 
Sofortvollzugsanordnung, sondern das Gericht trifft eine eigene Interessenabwägung.
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b) Eine summarische Prüfung der Hauptsache, wie sie im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes nach 
§ 80 Abs. 5 VwGO erforderlich und ausreichend ist, ergibt, dass der Rechtsbehelf voraussichtlich keinen 
Erfolg haben wird.
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aa) Im vorliegenden Fall ergibt sich bei summarischer Prüfung, dass die Klage gegen die Ziffer 1 des 
Bescheids vom 21. Oktober 2021 aller Voraussicht nach erfolglos bleiben wird, weil die Entziehung der 
Fahrerlaubnis rechtmäßig ist und die Antragstellerin nicht in ihren Rechten verletzt (vgl. § 113 Abs. 1 Satz 1 
VwGO).
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Rechtsgrundlage, für die Entziehung der Fahrerlaubnis ist § 3 Abs. 1 Satz 1 StVG i.V.m.§ 46 Abs. 1 FeV. 
Danach ist (ohne Ermessensspielraum) die Fahrerlaubnis zu entziehen, wenn sich ihr Inhaber als 
ungeeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen erweist. Dies ist nach § 46 Abs. 1 Satz 2 FeV insbesondere 
dann der Fall, wenn eine Erkrankung oder ein Mangel nach den Anlagen 4, 5 oder 6 zur FeV vorliegt und 
dadurch die Eignung zum Führen von Kraftfahrzeugen ausgeschlossen ist.
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Werden Tatsachen bekannt, die Bedenken gegen die Eignung begründen, so kann die 
Fahrerlaubnisbehörde die Beibringung eines Fahreignungsgutachtens anordnen (§ 2 Abs. 8 StVG, § 46 
Abs. 3 i.V.m. §§ 11, 14 FeV). Nach § 11 Abs. 8 Satz 1 FeV darf die Fahrerlaubnisbehörde bei ihrer 
Entscheidung auf die Nichteignung des Betroffenen schließen, wenn sich dieser weigert, sich (medizinisch 
oder psychologisch) untersuchen zu lassen, oder wenn er das geforderte Gutachten nicht fristgerecht 
beibringt. Voraussetzung ist allerdings, dass die Untersuchungsanordnung der Fahrerlaubnisbehörde 
rechtmäßig, insbesondere anlassbezogen und verhältnismäßig ist und die Weigerung ohne hinreichenden 
Grund erfolgt ist (vgl. BayVGH, B.v. 11.2.2008 - 11 C 08.1030; B.v. 8.10.2009 - 11 CS 09.1891). Die 
Gutachtensanordnung muss hinreichend bestimmt und aus sich heraus verständlich sein. An die 
Rechtmäßigkeit der Gutachtensanordnung sind strenge Maßstäbe anzulegen, weil die 
Gutachtensanordnung mangels Verwaltungsaktqualität nicht isoliert mit Rechtsmitteln angegriffen werden 
kann. Der Betroffene trägt das Risiko, dass ihm bei einer Weigerung gegebenenfalls die Fahrerlaubnis 
entzogen wird. Daher kann auf die strikte Einhaltung der vom Verordnungsgeber für die Rechtmäßigkeit 
einer solchen Anordnung aufgestellten formalen Voraussetzungen nicht verzichtet werden (vgl. BayVGH, 
B.v. 27.11.2012 - 11 ZB 12.1596 - juris Rn. 10, BayVGH, B.v. 15.5.2008 - 11 CS 08.616 - juris Rn. 50).
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Gemessen an diesen Maßstäben hat die Behörde im vorliegenden Fall der Antragstellerin in nicht zu 
beanstandender Weise die Fahrerlaubnis gestützt auf die Vorschrift des § 11 Abs. 8 FeV entzogen.
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(1) Für die Rechtmäßigkeit der Gutachtensanordnung stellt § 11 Abs. 6 Satz 1 und 2 FeV in formeller 
Hinsicht konkrete Voraussetzungen auf. Hiernach legt die Fahrerlaubnisbehörde unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten des Einzelfalls und unter Beachtung der Anlagen 4 und 5 in der Anordnung zur Beibringung 
des Gutachtens fest, welche Fragen im Hinblick auf die Eignung des Betroffenen zum Führen von 
Kraftfahrzeugen zu klären sind. Zudem teilt die Behörde dem Betroffenen unter Darlegung der Gründe für 
die Zweifel an seiner Eignung und unter Angabe der für die Untersuchung in Betracht kommenden Stelle 
oder Stellen mit, dass er sich innerhalb einer von ihr festgelegten Frist auf seine Kosten der Untersuchung 
zu unterziehen und das Gutachten beizubringen hat und teilt ihm mit, dass er die zu übersendenden 
Unterlagen einsehen kann. Die Begutachtungsanordnung muss im Wesentlichen aus sich heraus 
verständlich sein. Für den Betroffenen muss ausgehend von der für die jeweilige Fallgestaltung in Betracht 
kommenden Ermächtigungsnorm in der Fahrerlaubnis-Verordnung erkennbar sein, was der Anlass für die 
angeordnete Untersuchung ist und ob die in ihr verlautbarten Gründe die behördlichen Bedenken an der 
Kraftfahreignung zu rechtfertigen vermögen (vgl. BVerwG, U.v. 5.7. 2001 - 3 C 13.01 - juris, Rn. 24 ff.; OVG 
NRW, B.v. 7.2.2013 - 16 E 1257/12 - juris, Rn. 4; VGH Baden-Württemberg, B.v. 30.6.2011 - 10 S 2785/10 - 
juris Rn. 4 ff.).
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Diese Vorgaben hat die Antragsgegnerin bei der Gutachtensanordnung vom 22. Juli 2021 beachtet. Sie hat 
für die Antragstellerin - unter Bezugnahme auf die erhaltenen Unterlagen aus dem Ermittlungsverfahren, 



insbesondere auf den mitversandten Befundbericht über die entnommene Haarprobe - deutlich erkennbar 
dargestellt, dass sie aufgrund der im Befundbericht enthaltenen Feststellung, dass die Antragstellerin harte 
Drogen im Sinne des Betäubungsmittelgesetzes konsumiert habe, Zweifel an ihrer Fahreignung habe. 
Eingehender wirkt erklärt, dass aufgrund der Tatsache, dass seit dem letzten nachgewiesenen Konsum 
(nach dem Befundbericht Ende Mai/Anfang April 2020) im Zeitpunkt der Gutachtensanordnung mehr als ein 
Jahr vergangen gewesen sei, trotz der Feststellung des Konsums harter Drogen kein automatischer 
Schluss auf die Fahrungeeignetheit mehr möglich gewesen und so die Anordnung der Beibringung eines 
medizinisch-psychologischen Gutachtens angezeigt gewesen sei. Die Gutachtensanordnung ist insoweit 
aus sich heraus verständlich. Die sodann in der Gutachtensanordnung formulierte Fragestellung im Hinblick 
auf die Kraftfahreignung des Antragstellers hat das LRA unter Berücksichtigung der Besonderheiten des 
Einzelfalles festgelegt. Auf die Kostentragungspflicht der Antragstellerin für die Gutachtenerstellung wurde 
entsprechend § 11 Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 1 FeV hingewiesen. Zudem enthielt die Gutachtensanordnung 
auch einen Hinweis auf die Rechtsfolge bei Nichtvorlage eines Gutachtens innerhalb der gesetzten Frist 
gem. § 11 Abs. 8 Satz 2 FeV. Auch begegnet die in der Gutachtensanordnung vom 22. Juli 2021 gesetzte 
Frist von mehr als zwei Monaten (bis zum 30. September 2021) keinen Bedenken. Insoweit geht die 
Rechtsprechung davon aus, dass - abhängig vom Einzelfall - in der Regel bereits zwei Monate für die 
Vorlage des Gutachtens ausreichen. Dient die Vorlage des Gutachtens der Klärung der Frage, ob der 
Fahrerlaubnisinhaber seine Fahreignung verloren hat, ist die Beibringungsfrist nach der Zeitspanne zu 
bemessen, die von einer amtlich anerkannten Begutachtungsstelle für Fahreignung zur Erstattung des 
Gutachtens voraussichtlich benötigt wird. Den Eignungszweifeln ist in diesem Fall so zeitnah wie möglich 
nachzugehen, da insofern die Abwendung möglicher erheblicher Gefahren für andere Verkehrsteilnehmer in 
Frage steht. Grundsätzlich reicht hierfür eine Frist von zwei Monaten aus (vgl. BayVGH, B.v. 23.11.2020 - 
11 CS 20.1780).
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(2) Auch in materiell-rechtlicher Hinsicht ist die Gutachtensanordnung vom 22. Juli 2021 nicht zu 
beanstanden. Die Antragsgegnerin hat zu Recht angenommen, dass Aufklärungsbedarf dahingehend 
bestand, ob die Antragstellerin ihre Fahreignung im Hinblick auf den Konsum harter Drogen wiedererlangt 
hat und dabei die Gutachtensanordnung richtigerweise auf § 14 Abs. 2 Nr. 2 FeV gestützt, wonach ein 
medizinisch-psychologisches Gutachten vom Betroffenen zu fordern ist, wenn zu klären ist, ob dieser noch 
abhängig ist oder - ohne abhängig zu sein - weiterhin die in Absatz 1 genannten Mittel oder Stoffe einnimmt.
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Dies ergibt sich aus Folgendem: Wie bereits dargelegt, liegt Fahrungeeignetheit nach § 46 Abs. 1 Satz 2 
FeV insbesondere dann vor, wenn eine Erkrankung oder ein Mangel nach den Anlagen 4, 5 oder 6 zur FeV 
vorliegt und dadurch die Eignung zum Führen von Kraftfahrzeugen ausgeschlossen ist. Ein Ermessen steht 
der Fahrerlaubnisbehörde in diesem Fall nicht zu. Innerhalb der Anlage 4 zur FeV behandelt Nr. 9 die Frage 
der Fahreignung im Hinblick auf Betäubungsmittel und andere psychoaktiv wirkende Stoffe und Arzneimittel. 
Nr. 9.1 statuiert für den Fall der Einnahme von Betäubungsmitteln im Sinne des Betäubungsmittelgesetzes 
(ausgenommen Cannabis), dass in diesem Fall in beiden Gruppen der Fahrerlaubnisklassen weder Eignung 
noch bedingte Eignung zum Führen von Kraftfahrzeugen gegeben ist. Dies gilt unabhängig von der 
nachgewiesenen Betäubungsmittelkonzentration, einer Straßenverkehrsteilnahme im berauschten Zustand 
und unabhängig davon, ob konkrete Ausfallerscheinungen im Sinne von Fahruntüchtigkeit beim Betroffenen 
zu verzeichnen waren. Dementsprechend ist die Fahrerlaubnisentziehung nach der Regelvermutung der Nr. 
9.1 der Anlage 4 zur FeV bereits dann gerechtfertigt, wenn einmalig harte Drogen im Blut des 
Fahrerlaubnisinhabers und damit die Einnahme eines Betäubungsmittels nachgewiesen wurden (vgl. z.B. 
BayVGH, B. v. 31.05.2012 - 11 CS 12.807, 11 C 12.808, 11 C 12.899) oder wenn der Fahrerlaubnisinhaber 
die Einnahme solcher Substanzen eingeräumt hat (vgl. u.a. BayVGH, B.v. 26.3.2019 - 11 CS 18.2333 - juris 
Rn.11; BayVGH, B.v. 22.9.2015 - 11 CS 15.1447 - ZfSch 2015, 717 = juris Rn. 16 m.w.N.). Hat der 
Betroffene die Fahreignung im maßgeblichen Zeitpunkt der letzten Behördenentscheidung allerdings 
wiedererlangt, scheidet die Entziehung der Fahrerlaubnis aus. Nach Nr. 9.5 der Anlage 4 zur FeV kann die 
wegen Betäubungsmittelkonsums verlorene Fahreignung in der Regel frühestens nach einjähriger, 
nachgewiesener Abstinenz wiedererlangt werden (vgl. BayVGH, B.v. 17.12.21 - 11 CS 21.2179 - juris 
Rn.15). Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof geht in diesem Zusammenhang davon aus, dass die 
Ausgangs- und Widerspruchsbehörde bei Betäubungsmittelkonsum mit Ablauf der sog. 
„verfahrensrechtlichen Einjahresfrist“, also einer einjährigen Betäubungsmittelabstinenz, daran gehindert ist, 
ohne weitere Überprüfung von einer feststehenden (fortbestehenden) Ungeeignetheit des Betroffenen 



aufgrund Betäubungsmittelkonsums nach § 11 Abs. 7 FeV auszugehen. Gem. § 14 Abs. 2 Nr. 2 FeV ist, wie 
bereits dargestellt, dann zwingend die Beibringung eines medizinisch-psychologischen Gutachtens 
anzuordnen, wenn aufgeklärt werden soll, ob ein Betroffener - ohne abhängig zu sein - weiterhin 
Betäubungsmittel im Sinne des Betäubungsmittelgesetzes konsumiert.
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Im Falle der Antragstellerin ist die Behörde richtigerweise davon ausgegangen, dass bei ihr der Konsum 
harter Drogen nachgewiesen wurde. Nach dem toxikologischen Gutachten des kriminaltechnischen Instituts 
des bayerischen Landeskriminalamts vom 10. Dezember 2020 über die der Antragstellerin am 14. Mai 2020 
entnommene Haarprobe hat die Antragstellerin im Zeitraum vor Ende Mai/Anfang April 2020 zumindest 
kleinere Mengen an Amphetamin und MDMA sowie einmalig Ketamin konsumiert, wobei es sich bei den 
genannten Substanzen jeweils um ein Betäubungsmittel im Sinne des Betäubungsmittelgesetzes handelt. 
Die Antragstellerin hatte damit ihre Fahreignung im damaligen Stadium entsprechend Nr. 9.1 der Anlage 4 
zur FeV verloren.
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Weiter hat die Antragsgegnerin zutreffend angenommen, dass im maßgeblichen Zeitpunkt der 
Gutachtensanordnung am 22. Juli 2021 die oben skizzierte „verfahrensrechtliche Einjahresfrist“ gem. der 
Rechtsprechung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs bereits abgelaufen war, da gemäß Gutachten 
der letzte nachgewiesen Konsum harter Drogen Ende Mai/Anfang April 2020 stattgefunden hat. Es bestand 
folglich für die Antragsgegnerin die Notwendigkeit, das Vorliegen der materiellen Voraussetzungen der 
Wiedererlangung der Fahreignung durch die Antragstellerin aufzuklären. Erforderlich ist hierfür der 
lückenlose Nachweis der Abstinenz von harten Drogen für die Dauer eines Jahres sowie die Tatsache, dass 
eine hinreichend stabile Überwindung der früheren Konsumgewohnheiten. Es muss sich herausstellen, 
dass zur positiven Veränderung der körperlichen (Labor-)befunde ein tiefgreifender und stabiler 
Einstellungswandel hinzutritt, der es wahrscheinlich macht, dass der oder die Betroffene die notwendige 
Abstinenz auch in Zukunft einhält (vgl. zum Ganzen BayVGH, B.v. 30.8.21 - 11 CS 21.1933 - juris Rn. 12; 
B.v. 17.12.21 - 11 CS 21.2179 - juris Rn. 21). Bereits im Laufe des Entziehungsverfahrens hatte die 
Antragstellerin Nachweise über die Teilnahme an einem Drogenabstinenzprogramm bei der TÜV S. L2. 
Service GmbH vorgelegt, darunter Laborberichte über mehrere in der Zeit zwischen dem 19. Juni 2020 und 
dem 18. Juni 2021 durchgeführte und sämtlich hinsichtlich harter Drogen negativ ausgefallene Urinanalysen 
sowie einen Abschlussbericht über die absolvierte Maßnahme. Im Abschlussbericht wird vermerkt, dass 
sich im Teilnahmezeitraum nach den Untersuchungsberichten keine Hinweise auf Drogenkonsum durch die 
Antragstellerin ergeben hätten. Nachdem insofern bei der gebotenen summarischen Prüfung davon 
auszugehen ist, dass die Antragstellerin hierdurch einen Abstinenznachweise im oben dargestellten Sinne 
erbracht hat, war letztlich durch die Behörde abzuklären, ob zudem ein hinreichend ernsthafter 
Einstellungswandel im Hinblick auf die Dauerhaftigkeit der Einhaltung des Abstinenzgebotes bei der 
Antragstellerin bejaht werden kann. Dies kann letztlich nur durch die Erstellung eines medizinisch-
psychologischen Gutachtens geklärt werden, welches seine Rechtsgrundlage im vorliegenden Fall in § 14 
Abs. 2 Nr. 2 FeV findet (vgl. BayVGH, B.v. 17.12.21 - 11 CS 21.2179 - juris Rn. 21, 23).
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(3) War nach allem die Gutachtensanforderung rechtmäßig, durfte die Antragsgegnerin gemäß § 11 Abs. 8 
Satz 1 Alt. 2 FeV auf die mangelnde Fahreignung der Antragstellerin schließen, weil die Antragstellerin das 
geforderte Gutachten nicht fristgerecht beigebracht hat. In diesem Fall ist die Entziehung der Fahrerlaubnis 
nach § 3 Abs. 1 StVG i.V.m. § 46 Abs. 1 FeV zwingend vorgeschrieben. Wirtschaftliche oder sonstige 
persönliche Nachteile in Folge des Verlustes der Fahrerlaubnis haben keine Bedeutung gegenüber dem 
öffentlichen Interesse, wenn dieses die Entziehung erfordert. Raum für eine Ermessensbetätigung besteht 
auch nicht deshalb, weil § 11 Abs. 8 Satz 1 FeV davon spricht, dass die Behörde bei unterbliebener Vorlage 
eines Fahreignungsgutachtens auf die Nichteignung des Betroffenen schließen „darf“. Diese Formulierung 
bringt zum Ausdruck, dass aus der Weigerung, sich einer zu Recht angeordneten Begutachtung zu 
unterziehen oder ihr Ergebnis der Behörde vorzulegen, nur dann hergeleitet werden darf, dass der 
Betroffene einen Eignungsmangel verbergen will, wenn für die Nichtbeibringung des angeforderten 
Gutachtens kein ausreichender Grund besteht. Liegen solche Hintergründe nicht vor, hat die 
Fahrerlaubnisbehörde demgegenüber der sich aus § 3 Abs. 1 Satz 1 StVG und § 46 Abs. 1 FeV 
ergebenden Wertung Rechnung zu tragen, d.h. sie hat davon auszugehen, dass der Betroffene 
fahrungeeignet ist und hieraus die vorgeschriebenen Folgerungen zu ziehen (vgl. zum Ganzen BayVGH, 



B.v. 28.10.2010 - 11 CS 10.1930; BayVGH, B.v. 27.9.2013 - 11 CS 13.1399; BayVGH, B.v. 28.12.2020 - 11 
CS 20.2067 - BeckRS 2020, 38192 Rn. 20).
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Im Falle der Antragstellerin sind aus Sicht des Gerichts keine Umstände vorgelegen, die die Antragstellerin 
daran gehindert hätten, das geforderte Gutachten fristgemäß vorzulegen. Auch aus dem Vortrag der 
Antragstellerseite, dass der stationäre Aufenthalt der Antragstellerin im „Prop Therapiezentrum A.“ diese 
daran gehindert hätte, sich begutachten zu lassen, ergeben sich keine Hinderungsgründe zur Vorlage des 
Gutachtens. Zwar wird von der Antragstellerseite in diesem Zusammenhang geltend gemacht, dass sich die 
Antragstellerin in der genannten Einrichtung einer Langzeitentwöhnungsbehandlung unterzogen habe. 
Diese sei stationär durchgeführt worden und die Antragstellerin dabei vollumfänglich in die dort 
unternommenen Maßnahmen eingebunden gewesen. Es sei ihr daher nicht möglich gewesen, im 
Behandlungszeitraum zusätzlich eine Begutachtung vor Ort in einer entsprechenden Begutachtungsstelle 
(bspw. beim TÜV) vornehmen zu lassen. Im Rahmen der gebotenen, aber auch ausreichenden 
summarischen Prüfung ist für das Gericht nicht ersichtlich, weshalb es während dieser Zeit vollständig 
ausgeschlossen gewesen sein soll, innerhalb der von der Behörde gewährten und auch angemessenen 
Frist - in Absprache mit der die Behandlung durchführenden Einrichtung - einen Termin ausfindig zu 
machen, an dem es für die Antragstellerin zeitlich und logistisch möglich ist, sich einer Begutachtung bei der 
von ihr gewählten Begutachtungsstelle zu unterziehen. Es wurden in diesem Zusammenhang von der 
Antragstellerseite zwar diverse Erklärungen und Schreiben der Einrichtung „Prop Therapiezentrum A.“ 
vorgelegt, unter anderem eine Stellungnahme zum bisherigen Behandlungsverlauf vom 29. September 
2021 sowie eine Therapiebestätigung vom 10. November 2021. Aus den Unterlagen im Gesamten geht 
jedoch nicht hervor, dass die Antragstellerin im Rahmen des stationären Aufenthaltes dergestalt an die 
Klinik gebunden war, dass ihre ununterbrochene Präsenz vor Ort zwingend notwendig und somit ein 
kurzfristiges Aufsuchen der Begutachtungsstelle völlig unmöglich gewesen wäre. Die Behörde, die zudem 
durch den Bevollmächtigten der Antragstellerin nach der Aktenlage am 23. September 2021 und mithin erst 
kurz vor Ablauf der gesetzten Frist zur Beibringung des Gutachtens bis zum 30. September 2021 erstmals 
über den Klinikaufenthalt der Antragstellerin informiert wurde, war daher bei summarischer Prüfung nicht 
gehalten, die Frist zur Beibringung des Gutachtens gegenüber der Antragstellerin nochmals entsprechend 
der Forderung der Antragstellerseite zu verlängern.
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(4) Verbleibende Zweifel bei der Einschätzung der Erfolgsaussichten der Klage führen zu keiner anderen 
Entscheidung, da auch im Rahmen der Interessenabwägung vorliegend das Interesse der Antragstellerin an 
der Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung hinter dem öffentlichen Interesse am Sofortvollzug 
zurückzustehen muss. Es ist nicht festzustellen, dass das Interesse der Antragstellerin, wenigstens bis zum 
Abschluss des Hauptsacheverfahrens weiterhin Kraftfahrzeuge im Straßenverkehr führen zu dürfen, aus 
anderen Gründen Vorrang gegenüber dem öffentlichen Interesse genießt. Zwar kann die Entziehung der 
Fahrerlaubnis die persönliche Lebensführung und damit die Wahrnehmung grundrechtlicher Freiheiten der 
Betroffenen sowohl in beruflicher als auch in privater Hinsicht gravierend beeinflussen. Die mit der 
Entziehung verbundenen Schwierigkeiten muss die Antragstellerin als Betroffene jedoch angesichts des von 
fahrungeeigneten Verkehrsteilnehmern ausgehenden besonderen Risikos für die Sicherheit des öffentlichen 
Straßenverkehrs und des aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG ableitbaren Auftrags zum Schutz vor erheblichen 
Gefahren für Leib und Leben hinnehmen. Die Umstände des Einzelfalls gebieten auch keine Ausnahme, so 
dass das Interesse am Schutz anderer Verkehrsteilnehmer vor ungeeigneten Verkehrsteilnehmern Vorrang 
genießt.
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bb) Auch im Hinblick auf Ziffer 2 des Bescheids vom 27. Oktober 2021, in der die Verpflichtung der 
Antragstellerin zur Ablieferung seines Führerscheins bei der Stadt L. angeordnet wurde ist festzustellen, 
dass die Klage aller Voraussicht nach erfolglos bleiben wird, weil der Bescheid auch insoweit rechtmäßig ist 
und den Antragsteller nicht in ihren Rechten verletzt (vgl. § 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO).
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Die Ermächtigungsgrundlage für die Anordnung ist in § 3 Abs. 2 Satz 3 StVG i.V.m. § 47 Abs. 1 Satz 1 FeV 
zu finden. Ist die Entziehung der Fahrerlaubnis rechtmäßig, ist auch die darauf aufbauende Anordnung, den 
zugehörenden Führerschein abzuliefern, nicht zu beanstanden. Denn nach § 3 Abs. 2 Satz 1 StVG erlischt 



mit der Entziehung die Fahrerlaubnis. Nach § 3 Abs. 2 Satz 3 StVG ist nach der Entziehung der 
Fahrerlaubnis der Führerschein der Fahrerlaubnisbehörde abzuliefern.
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Aus den genannten Gründen fällt auch hier die Interessenabwägung zu Ungunsten der Antragstellerin aus.
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Nach allem war daher der Antrag mit der Kostenfolge des § 154 Abs. 1 VwGO abzulehnen.

49
Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf §§ 53 Abs. 2 Nr. 2, 52 Gerichtskostengesetz (GKG) i. V. m. dem 
Streitwertkatalog der Verwaltungsgerichtsbarkeit.


